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Ich beantrage hiermit die Aufnahme in den Dorfverein Steinbeck e.V. 

Eintrittsdatum  _____-_____-__________  

(Nachfolgende Einträge bitte in Druckbuchstaben ausfüllen) 

Geschlecht: ☐  männlich ☐  weiblich ☐  andere 

Name:*  Vorname:*  

Straße / Nr.:*  

PLZ / Ort:*  Geburtsdatum:  

Telefon *:  Mobil *:  

E-Mail:*  

Der Verein kommuniziert vereinsintern über einschlägige Messenger, wie z.B. WhatsApp. Die Mitglieder werden 
automatisch, mit der angegebenen Mobil-Tel.-Nr., in die Hauptgruppe der Community aufgenommen.  

☐ Nein 

* Mussfelder 
 
 

Jahresbeiträge (zutreffendes bitte ankreuzen) 
 
☐ Jugendliche Mitglieder bis 25 Jahre 12,00 € 

☐ Erwachsene Mitglieder über 25 Jahre 30,00 € 

☐ Familie     60,00 €   /   Angaben zu weiteren Familienmitgliedern auf der 2. Seite! 

 
Durch meine Unterschrift erkenne ich die Satzung und die Beitragsordnung des Dorfvereins Steinbeck e.V. als für mich verbindlich 
an. Diese kann auf der Homepage Dorfverein Steinbeck eingesehen werden: https://dorfverein-steinbeck.de/download/ 
 
 
Buchholz, den _______________  Unterschrift ____________________________________________________ 
 
Bei Minderjährigen ist die Unterschrift des/r Erziehungsberechtigten zwingend erforderlich.  
___________________________________________________________________________________________________________ 

Einzugsermächtigung 
Hiermit ermächtige ich den Dorfverein Steinbeck e.V. die Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein 
Kreditinstitut an, die von Dorfverein Steinbeck e.V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, 
beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten 
Bedingungen. Zahlungsart: Wiederkehrende Zahlung. Der Beitragseinzug erfolgt zum 01.März des laufenden Kalenderjahres. Bei unterjährigem 
Erwerb der Mitgliedschaft wird der Jahres-beitrag anteilmäßig (pro rata temporis, abgerundet auf volle Kalendermonate), nach Aufnahme in den 
Dorfverein Steinbeck e.V., eingezogen. Dies gilt auch für etwaige Abteilungsbeiträge. Änderungen sind umgehend mitzuteilen! 
 

Kontoinhaber:  

Geldinstitut:  

IBAN:  
 
Beitragshaftung für minderjährige Mitglieder 
Ich/wir als der/die gesetzliche/n Vertreter genehmigen hiermit den Beitritt für mein/unser Kind und übernehme/n bis zum Eintritt der Volljährigkeit 
(18.Lebensjahr) die persönliche Haftung für die Beitragspflichten meines/unseres Kindes gegenüber dem Verein. 
 
Diese Erklärung gilt bis auf Widerruf. 
 
 
Buchholz, den ________________  Unterschrift Kontoinhaber ______________________________________ 
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Jahresbeitrag    „Familie“ 
 
Angaben zu weiteren Familienmitgliedern 
(Nachfolgende Einträge bitte in Druckbuchstaben ausfüllen) 

Geschlecht: ☐  männlich ☐  weiblich ☐  andere 

Name:*  Vorname/n:*  

Geburtsdatum:    

Telefon  Mobil  

E-Mail  

 
 

Geschlecht: ☐  männlich ☐  weiblich ☐  andere 

Name:*  Vorname/n:*  

Geburtsdatum:    

Telefon  Mobil  

E-Mail  

 
 

Geschlecht: ☐  männlich ☐  weiblich ☐  andere 

Name:*  Vorname/n:*  

Geburtsdatum:    

Telefon  Mobil  

E-Mail  

 
 

Geschlecht: ☐  männlich ☐  weiblich ☐  andere 

Name:*  Vorname/n:*  

Geburtsdatum:    

Telefon  Mobil  

E-Mail  

 

Geschlecht: ☐  männlich ☐  weiblich ☐  andere 

Name:*  Vorname/n:*  

Geburtsdatum:    

Telefon  Mobil  

E-Mail  
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Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung 
Datenschutzbestimmungen gemäß EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 
Mit meiner Unterschrift stimme ich der Speicherung, Übermittlung und Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten für Vereinszwecke gemäß den 
Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) zu. Ich habe jederzeit die Möglichkeit vom Verein Auskunft über diese Daten von mir zuerhalten. 
Einzelheiten zum Datenschutz/Persönlichkeitsrechte entnehmen Sie bitte §10 der Vereinssatzung. 
 
1. Für die Datenverarbeitung verantwortlich ist: 
 
Dorfverein Steinbeck e.V. 
Steinbecker Mühlenweg 104 
21244 Buchholz i.d.N. 
E-Mail: kontakt@dorfverein-steinbeck.de 
 
2. Verarbeitung der Daten: 
 
Der Dorfverein Steinbeck e.V. bearbeitet personenbezogene Daten unter Einhaltung der anwendbaren Datenschutzbestimmungen. Es werden die Daten verarbeitet, 
die der Dorfverein Steinbeck e.V. im Rahmen der Mitgliedschaft von Ihnen erhält. Diese Daten sind auf die notwendigsten Angaben reduziert um die Mitgliedschaft zu 
erfüllen. Die Daten umfassen u.a. den vollständigen Namen (Vor- und Nachname), die Anschrift, Telefonnummer/n, E-Mail-Adresse/n, Geburtsdatum und die Daten 
zur Ausführung des SEPA-Lastschriftmandats. 
 
3. Weitergabe an Dritte: 
 
Der Dorfverein Steinbeck e.V. ist berechtigt, diese Daten an beauftragte Dritte (z.B. Steuerberater, Inkasso-Dienstleister, Daten zum Lastschriftverfahren an die 
bearbeitende Bank) zu übermitteln, soweit dieses zur Erfüllung der Mitgliedschaft notwendig ist. Sofern dies zur Klärung oder Erfüllung der hier geschlossenen 
Mitgliedschaft notwendig ist, erklärt sich das Mitglied damit einverstanden, dass diese den Kontakt zum Mitglied per Schriftverkehr, E-Mail und/ oder Telefon aufnehmen 
dürfen. Eine Weitergabe der Daten an Dritte z.B. zu Werbezwecken ist ausgeschlossen. Es werden keine Daten an ein Drittland übermittelt. 
 
4. Ihre Rechte auf Datenschutz: 
 
Sie haben Recht auf Auskunft über die von Ihnen gespeicherten Daten. Dies umfasst die folgenden Rechte:  
Das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, 
Das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO,  
Das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO, 
Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DSGVO, 
Das Recht auf Widerspruch aus Artikel 21 DSGVO sowie 
Das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Artikel 20 DSGVO. 
Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§34 und 35 BDSG. Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei einer 
Datenschutzaufsichtsbehörde / Artikel 77 DSGVO i.V.m. § 19 BDSG. Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten können Sie jederzeit 
gegenüber dem Dorfverein Steinbeck e.V. widerrufen. Beachten Sie, dass die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (z.B. steuerrechtliche Aufbewahrungsfristen, i.d. 
Regel 10 Jahre, gesetzlich bindend sind und Daten erst nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen gelöscht werden dürfen. 
 
5. Informationen über Ihr Widerrufsrecht nach Artikel 21 aus der DSGVO: 
 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer persönlichen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender, personenbezogener Daten 
Widerspruch einzulegen. Legen Sie Widerspruch ein, wird der Dorfverein Steinbeck e.V. Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, es 
können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachgewiesen werden, oder die Verarbeitung gilt der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen. Beachten Sie, dass die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (z.B. steuerrechtliche Aufbewahrungsfristen) gesetzlich bindend sind und Daten 
erst nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristengelöscht werden dürfen. Der Widerspruch muss in Textform erfolgen und soll gerichtet werden an: Dorfverein 
Steinbeck e.V., Steinbecker Mühlenweg 104, 21244 Buchholz i.d.N., E-Mail: dorfverein-steinbeck@web.de 
 
6. Information über die Löschung Ihrer Daten: 
 
Nach Beendigung der Mitgliedschaft und der Zusammenarbeit werden die Daten, nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (in der Rege l 10 Jahre), gelöscht. 
 
 
 
 
 
Buchholz, den _______________  Unterschrift ___________________________ 
 
Mit meiner Unterschrift bestätige ich, dass ich diese Einwilligungserklärung gelesen habe und stimme hiermit der Verarbeitung meiner Daten, zur Erfüllung der 
Mitgliedschaft, zu. 
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Auszüge aus der DSGVO und dem BDSG 
 
Art. 15 DSGVO Auskunftsrecht der betroffenen Person 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der 
Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf folgende Informationen: 
a)  die Verarbeitungszwecke;  
b)  die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;  
c)  die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, insbesondere bei 
Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen;  
d)  falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;  
e)  das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen 
oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;  
f)  das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;  
g)  wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten;  
h)  das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und - zumindest in diesen Fällen - aussagekräftige Informationen 
über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.  
(2) Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten Garantien 
gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 
(3) Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person 
beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind die 
Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt. 
(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen. 
 
Art. 16 DSGVO Recht auf Berichtigung 
Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter 
Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten - auch mittels einer ergänzenden 
Erklärung - zu verlangen. 
 
Art. 17 DSGVO Recht auf Löschung ("Recht auf Vergessenwerden") 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche 
ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft: 
a)  Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig.  
b)  Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es fehlt an 
einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.  
c)  Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die 
betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein.  
d)  Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.  
e)  Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der 
Verantwortliche unterliegt.  
f)  Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben.  
(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen 
Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Replikationen 
dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 
a)  zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information;  
b)  zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur 
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde;  
c)  aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3;  
d)  für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, soweit das in 
Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder  
e)  zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
 
Art. 18 DSGVO Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 
a)  die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der betroffenen Person bestritten wird, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten zu überprüfen,  
b)  die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene Person die Löschung der personenbezogenen Daten ablehnt und stattdessen die Einschränkung der Nutzung der 
personenbezogenen Daten verlangt;  
c)  der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, die betroffene Person sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt, oder  
d)  die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Absatz 1 eingelegt hat, solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen 
gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen.  
(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese personenbezogenen Daten - von ihrer Speicherung abgesehen - nur mit Einwilligung der betroffenen Person 
oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen Person oder aus Gründen eines 
wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats verarbeitet werden. 
(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung aufgehoben wird. 
 
Art. 20 DSGVO Recht auf Datenübertragbarkeit 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die 
personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern 
a)  die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b 
beruht und   
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b)  die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt.  
(2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die betroffene Person das Recht, zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten 
direkt von einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. 
(3) Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels lässt Artikel 17 unberührt. Dieses Recht gilt nicht für eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe 
erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 
(4) Das Recht gemäß Absatz 1 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen. 
 
Art. 21 DSGVO Widerspruchsrecht 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, die 
aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwortliche verarbeitet 
die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der 
betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
(2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direktwerbung zu betreiben, so hat die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung sie 
betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht. 
(3) Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so werden die personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. 
(4) Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit ihr ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; dieser 
Hinweis hat in einer verständlichen und von anderen Informationen getrennten Form zu erfolgen. 
(5) Im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der Informationsgesellschaft kann die betroffene Person ungeachtet der Richtlinie 2002/58/EG ihr Widerspruchsrecht mittels 
automatisierter Verfahren ausüben, bei denen technische Spezifikationen verwendet werden. 
(6) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender personenbezogener 
Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken gemäß Artikel 89 Absatz 1 erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die 
Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im öffentlichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich. 
 
Art. 77 DSGVO Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
(1) Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, 
insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass 
die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung verstößt. 
(2) Die Aufsichtsbehörde, bei der die Beschwerde eingereicht wurde, unterrichtet den Beschwerdeführer über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschließlich der 
Möglichkeit eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Artikel 78. 
 
§ 19 BDSG Zuständigkeiten 
(1) 1Federführende Aufsichtsbehörde eines Landes im Verfahren der Zusammenarbeit und Kohärenz nach Kapitel VII der Verordnung (EU) 679/2016 ist die Aufsichtsbehörde des 
Landes, in dem der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter seine Hauptniederlassung im Sinne des Artikels 4 Nummer 16 der Verordnung (EU) 679/2016 oder seine einzige 
Niederlassung in der Europäischen Union im Sinne des Artikels 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) 679/2016 hat. 2Im Zuständigkeitsbereich der oder des Bundesbeauftragten gilt Artikel 
56 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 4 Nummer 16 der Verordnung (EU) 679/2016 entsprechend. 3Besteht über die Federführung kein Einvernehmen, findet für die Festlegung der 
federführenden Aufsichtsbehörde das Verfahren des § 18 Absatz 2 entsprechende Anwendung. 
(2) 1Die Aufsichtsbehörde, bei der eine betroffene Person Beschwerde eingereicht hat, gibt die Beschwerde an die federführende Aufsichtsbehörde nach Absatz 1, in Ermangelung einer 
solchen an die Aufsichtsbehörde eines Landes ab, in dem der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter eine Niederlassung hat. 2Wird eine Beschwerde bei einer sachlich 
unzuständigen Aufsichtsbehörde eingereicht, gibt diese, sofern eine Abgabe nach Satz 1 nicht in Betracht kommt, die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde am Wohnsitz des 
Beschwerdeführers ab. 3Die empfangende Aufsichtsbehörde gilt als die Aufsichtsbehörde nach Maßgabe des Kapitels VII der Verordnung (EU) 679/2016, bei der die Beschwerde 
eingereicht worden ist, und kommt den Verpflichtungen aus Artikel 60 Absatz 7 bis 9 und Artikel 65 Absatz 6 der Verordnung (EU) 679/2016 nach. 
 
§ 34 BDSG Auskunftsrecht der betroffenen Person 
(1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 679/2016 besteht ergänzend zu den in § 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 und § 29 Absatz 1 Satz 2 
genannten Ausnahmen nicht, wenn 
1.  die betroffene Person nach § 33 Absatz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe b oder Absatz 3 nicht zu informieren ist, oder  
2.  die Daten  
a)  nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen, oder  
b)  ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen  
und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen ausgeschlossen ist.  
(2) Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. 2Die Ablehnung der Auskunftserteilung ist gegenüber der betroffenen Person zu begründen, soweit nicht durch die 
Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. 3Die zum Zweck der 
Auskunftserteilung an die betroffene Person und zu deren Vorbereitung gespeicherten Daten dürfen nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden; 
für andere Zwecke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des Artikels 18 der Verordnung (EU) 679/2016 einzuschränken. 
(3) Wird der betroffenen Person durch eine öffentliche Stelle des Bundes keine Auskunft erteilt, so ist sie auf ihr Verlangen der oder dem Bundesbeauftragten zu erteilen, soweit nicht die 
jeweils zuständige oberste Bundesbehörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet würde. 2Die Mitteilung der oder des 
Bundesbeauftragten an die betroffene Person über das Ergebnis der datenschutzrechtlichen Prüfung darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand des Verantwortlichen zulassen, 
sofern dieser nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt. 
(4) Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft über personenbezogene Daten, die durch eine öffentliche Stelle weder automatisiert verarbeitet noch nicht automatisiert verarbeitet 
und in einem Dateisystem gespeichert werden, besteht nur, soweit die betroffene Person Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und der für die Erteilung der 
Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht. 
 
§ 35 BDSG Recht auf Löschung 
(1) Ist eine Löschung im Fall nicht automatisierter Datenverarbeitung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich und ist 
das Interesse der betroffenen Person an der Löschung als gering anzusehen, besteht das Recht der betroffenen Person auf und die Pflicht des Verantwortlichen zur Löschung 
personenbezogener Daten gemäß Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) 679/2016 ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) 679/2016 genannten Ausnahmen 
nicht. 2In diesem Fall tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 der Verordnung (EU) 679/2016. 3Die Sätze 1 und 2 finden keine 
Anwendung, wenn die personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. 
(2) Ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b und c der Verordnung (EU) 679/2016 gilt Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend im Fall des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a und d der 
Verordnung (EU) 679/2016, solange und soweit der Verantwortliche Grund zu der Annahme hat, dass durch eine Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt würden. 2Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Person über die Einschränkung der Verarbeitung, sofern sich die Unterrichtung nicht als unmöglich erweist oder 
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 
(3) Ergänzend zu Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 679/2016 gilt Absatz 1 entsprechend im Fall des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
679/2016, wenn einer Löschung satzungsgemäße oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen. 

 


